
07.1/2026 

Niederschrift 
 

 

über die öffentliche Sitzung 

des Gemeinderats der Gemeinde Wittighausen 

 

am 21.07.2026 

(Beginn: 18:05 Uhr, Ende: 21:54 Uhr) 

   

Verhandelt im Sitzungssaal Rathaus Unterwittighausen 

 

Anwesend: 
 

1. Vorsitzender:  Bürgermeister Marcus Wessels 

 

2. Gemeinderäte: 

 

Arbinger Armin,  

Berberich Angelina,  

Ebert, Harald 

Elsäßer Benedikt ab 18:22,  

Kordmann Erika,  

Michel Achim,  

Pfundt Gerhard,  

Prax Silke, 

Sebastian Henneberger,  
Sinner Annika, 

Radtke David, 

Zorn Ulrich  

 

 

 

3. Beamte, Angestellte usw.: Schriftführer Samuel Hefner 

 

Nach Eröffnung der Verhandlung stellt der Vorsitzende fest, dass zu der Verhandlung durch 

Ladung vom 14.07.2026 ordnungsgemäß eingeladen worden ist; 

Ort, Zeit und Tagesordnung für den öffentlichen Teil am 17.07.2026 ortsüblich bekannt ge-

geben worden sind; 

das Kollegium beschlussfähig ist, weil 13 Mitglieder anwesend sind. 

Es fehlten als beurlaubt/entschuldigt: Schenk Elke  

nicht beurlaubt, oder aus anderen Gründen: -/- 

unentschuldigt: -/- 

als Urkundspersonen wurden ernannt: Michel Achim, Prax Silke. 
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Öffentlicher Sitzungsteil 

 

TOP 2  Bekanntgaben 

 

a) Nächste Sitzung am 11.08.2026, 19.00 Uhr 

b) Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse:  

 

Der Gemeinderat hat beschlossen, für die Freifläche „Kastanienberg“ im Baugebiet „Am 

Bären“ zwei Spielgeräte (Nestschaukel, Klettergerät) anzuschaffen. Die Geräte sind mitt-

lerweile bestellt, die Lieferzeit beträgt 6-8 Wochen. 

 

 

TOP 3  Niederschrift der Sitzung vom 19. Mai 2026; TOP 7 

 

 

Es gab Unklarheit zu folgender Formulierung in der Sitzungsniederschrift vom 19. Mai 2026: 

„Noch nicht geklärt sind die weiteren Förderungen aus dem Ausgleichstock, bei Mischflächen 

die durch Schule und Kita genutzt würden könne ggf. noch mit einem Zuschuss i.H.v. 33 % 

aus der Schulbauförderung gerechnet werden; eine Doppelförderung für diese Flächen käme 

jedoch lt. Herrn Moninger nicht in Betracht. Ein Zuschuss der IBW bei Neubauten betrage 

max. 250.000,00 €.“ Nach Rücksprache mit Herrn Moninger (Landsiedlung BW) sollte der 

Satz „Ein Zuschuss der IBW bei Neubauten betrage max. 250.000,00 €“ herausgenommen 

werden, da dieser so tatsächlich nicht stimmt. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt, den Satz „Ein Zuschuss der IBW bei Neubauten betrage max. 

250.000,00 €“ aus der Niederschrift vom 19. Mai 2026 aus TOP 7 zu streichen. 

Abstimmung: 

Ja-Stimmen: 13 Nein-Stimmen: - Enthaltung: - 

Ergebnis: Einstimmig angenommen. 

 

 

TOP  4 Bauangelegenheiten 

 

a) Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage – Kenntnisgabeverfahren 

 

Zwei Bauherren aus Würzburg planen den Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage auf 

dem Grundstück Flst.Nr. 2001/8, An der Grotte, Ortsteil Oberwittighausen. Das Bauvorhaben 

befindet sich im Bebauungsplan „Am tiefen Weg“. 

 

Der Gemeinderat nimmt das Bauvorhaben zur Kenntnis. 

 

b) Grundschulanbau für Ganztagsbetreuung 

 

Am 21.07.2026 ist der Bauantrag für den Anbau an die Grundschule Wittighausen zur Siche-

rung der Ganztagesbetreuung eingegangen. Unabhängig von TOP 5 muss der Bauantrag ge-

stellt werden, um dann zügig mit dem Bau beginnen zu können. Es wird auf die Sitzungsunter-

lagen zu TOP 4 und 5 verwiesen.  
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Beschluss: 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorhaben zu und erteilt das gemeindliche Einvernehmen. 

Abstimmung: 

Ja-Stimmen: 11 Nein-Stimmen: 1 Enthaltung: - 

Ergebnis: Mehrheitlich angenommen. 

 

Herr Gemeinderat Pfundt hat aufgrund persönlicher Beteiligung an der Abstimmung nicht 

teilgenommen. 

 

 

TOP  5 Grundschule Wittighausen 

 

a) Informationen zum Sachstand 

 

Die durch den Schulträger zu leistende verpflichtende Ganztagsbetreuung zwingt die Ge-

meinde Wittighausen dazu, erhebliche Anbauten an die Grundschule vorzunehmen. Bereits 

vor zwei Jahren wurde dazu ein Förderantrag gestellt. Damals war man von Kosten in Höhe 

von etwa 1,882 Mio. € ausgegangen. Durch übliche Kostensteigerungen in dem Zeitraum, 

geänderte Erfordernisse aufgrund der Baugrunduntersuchung (Kellerräume notwendig), so-

wie Anpassungen an den Bestandsfenstern, der Heizung und weiterer Objekte, ergibt sich nun 

ein Kostenrahmen in Höhe von 3,108 Mio. €. Aus dem Bundessonderprogramm Investiti-

onsoffensive Ganztag - GTS-B (jetzt GTS-L) dürfen wir mit einem Zuschuss von etwa 1,3 

Mio. € rechnen, über den Ausgleichsstock wurden uns 80.000 € zugesagt. Nach Rücksprache 

mit den Fördermittelgebern sollte der zugesagte (und zweimal verschobene) Zuschuss aus 

dem Ausgleichstock zurückgegeben werden und ein neuer Antrag mit der neuen Summe ge-

stellt werden. Das muss bis Januar 2027 geschehen sein, allerdings wird dafür zumindest ein 

Entwurf des Haushaltsplans benötigt. Darüber hinaus können wir nun ergänzend zum GTS-L 

und Ausgleichsstock einen ergänzenden Schulsanierungsantrag stellen, wobei die Differenz 

zwischen dem damaligen GTS L-Antrag und der aktuellen Kostenberechnung als förderfähige 

Kosten angesetzt werden. Laut RPS wäre eine Fördersumme von etwa 400.000 € zusätzlich 

denkbar. Seitens der Verwaltung wird dieser Weg nun eingeschlagen, die Chancen auf eine 

erneute Förderung aus dem Ausgleichsstock und neu aus der ergänzenden Schulsanierung 

sind laut RPS gut. 

 

Der Gemeinderat nimmt die Information zur Kenntnis. 

 

b) Vergabe Architektur, Tragwerksplanung und Technische Gebäudeausrüstung (TGA) 

 

Die Dokumente für die Förderantragstellung liegen vor, der Bauantrag sollte eingereicht sein, 

nun müssen die weiteren Leistungsphasen beauftragt werden. Es handelt sich hierbei um die 

Architektur, die Tragwerksplanung und die Technische Gebäudeausrüstung (TGA). Die Auf-

träge sollten auf Vorrat vergeben werden, da sich durch die erneute Förderantragstellung der 

Baubeginn verzögern wird. Da bis zur Förderzusage keine weiteren Schritte eingeleitet werden 

dürfen, werden die Kosten erst im Jahr 2027 kassenwirksam werden, so dass sie im Haushalt 

eingeplant werden können. Folgende Kosten fallen an (jeweils brutto): • Technische Gebäude-

ausrüstung (TGA): 89.847,92 € • Architektur: 263.577,46 € • Statik: 68.756,47 € Insgesamt 

also 422.181,85 €. Zu der Beauftragung gibt es keine Alternative. 
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Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt, die Aufträge für die Technische Gebäudeausrüstung (TGA) in 

Höhe von 89.847,92 €, für die Architektur in Höhe von 263.577,46 € und für die Statik in 

Höhe von 68.756,47 € an das Büro Bauwerk4 in Bad Mergentheim zu vergeben. 

Abstimmung: 

Ja-Stimmen: 11 Nein-Stimmen: 1 Enthaltung: - 

Ergebnis: Mehrheitlich angenommen. 

 

Herr Gemeinderat Pfundt hat aufgrund persönlicher Beteiligung an der Abstimmung nicht 

teilgenommen. 

 

TOP  6 Elternbeiträge Kindergartenjahre 2026-2027 und 2027-2028 

 

Der Gemeindetag und der Städtetag Baden-Württemberg sowie die Kirchen geben gemein-

same Empfehlungen zur Gestaltung der Elternbeiträge ab. Der Beitrag wird für 11 Monate 

eingezogen und richtet sich nach der gewählten Betreuung und ist nach der Kinderzahl in der 

Familie gestaffelt. Die bisherigen Beiträge sind in der Tabelle jeweils weiß hinterlegt, hier 

gab es in der vergangenen Sitzung einen Fehler, der nun korrigiert wurde. Der Gemeinderat 

muss die Beiträge für die Kindergartenjahre 2026/27 und 2027/28 beschließen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat stimmt der Anpassung der Kindergartenbeiträge für die Kindergarten-

jahre 2026/27 und 2027/28 wie vorgestellt zu. 

Abstimmung: 

Ja-Stimmen: 10 Nein-Stimmen: 3 Enthaltung: - 

Ergebnis: Mehrheitlich angenommen. 

 

 

TOP  7 Windpark Wittighausen; Flächenmodellnutzungsvertrag für gemeindliche-

Grundstücke 

 

Siehe beigefügte Unterlagen! In mehreren Veranstaltungen haben sich verschiedene potenzi-

elle Betreiber eines möglichen Windparks im DGH Vilchband vorgestellt. Die private Eigen-

tümergemeinschaft ist dann mit den Betreibern in Verhandlungen getreten, letztendlich hat 

WPD den Zuschlag bekommen. Die Pachtverträge (wie vorliegend) wurden im Zuge einer 

Veranstaltung in der Distelhäuser Brauerei größtenteils unterzeichnet. Auch die Gemeinde 

Wittighausen ist im Besitz zahlreicher Grundstücke in dem betreffenden Gebiet, wobei es sich 

überwiegend um Wegegrundstücke handelt (siehe hierzu auch § 2 des Nutzungsvertrages). Im 

Rahmen des Gemeingebrauchs dürfen Straßengrundstücke als Zuwegung kostenlos genutzt 

werden (stellt in diesem Fall keinen Grundbesitz im Sinne des Vertrages dar!), sofern aber die 

Straße selbst anderweitig genutzt wird (bspw. der Luftraum als Überstreichfläche der Rotor-

blätter oder zur Verlegung von Kabeln), wird die Straße (der Weg) ebenfalls als Grundbesitz 

gesehen, womit ein Nutzungsentgelt anfällt. Angestrebt ist ein Flächenmodellnutzungsver-

trag, bei dem alle Grundstückseigentümer in dem betreffenden Gebiet profitieren. Das Nut-

zungsentgelt setzt sich aus den Komponenten für Flächengröße, Anzahl der WEA und versie-

gelte Fläche im Windparkgebiet zusammen und wird ausgehend vom Basisentgelt für den 

gesamten Windpark ermittelt. Ein Anspruch besteht vom Baubeginn des ersten WEA bis zum 
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Rückbau aller WEA (vgl. § 6). Das Basisentgelt wird aus der Summe der Einzelbeträge be-

stimmt, welche sich wie folgt zusammensetzen: 1. Ab Baubeginn bis zum 10. Betriebsjahr der 

jeweiligen WEA 13% des Einspeiseerlöses der WEA, mindestens aber 165.000 € pro WEA. 

2. Vom 11. Bis zum 20. Betriebsjahr der jeweiligen WEA 14% des Einspeiseerlöses der WEA, 

mindestens aber 180.000 € pro WEA. 3. Vom 21. Betriebsjahr bis zum Rückbau der jeweili-

gen WEA 15% des Einspeiseerlöses der WEA, mindestens aber 215.000 € pro WEA. Das 

Basisentgelt unterteilt sich in drei Basisentgeltkomponenten: 1. 70% des Basisentgelts entfal-

len auf die Flächen-Komponente, 2. 20% des Basisentgelts entfallen auf die WEA-Kompo-

nente, 3. 10% des Basisentgelts entfallen auf die Versiegelungskomponente. Von den Ba-

sisentgeltkomponenten erhält der Grundstückseigentümer jeweils einen Anteil, der sich nach 

folgendem Schlüssel berechnet: • Anteil Flächenkomponente: Verhältnis zwischen Fläche des 

(vertraglich gesicherten) Grundbesitzes im Windparkgebiet und Gesamtfläche des Windpark-

gebietes multipliziert mit der Flächenkomponente (70% des Basisentgelts). • Anteil WEA-

Komponente: Anzahl der auf dem Grundbesitz errichteten und in Betrieb genommenen WEA 

geteilt durch die Gesamtzahl der von der Nutzerin errichteten und in Betrieb genommenen 

WEA multipliziert mit der WEA-Komponente (20% des Basisentgelts). • Anteil Versiege-

lungs-Komponente: Verhältnis zwischen der auf dem Grundbesitz neu versiegelten Fläche 

und der gesamten im Windpark neu versiegelten Fläche multipliziert mit der Versiegelungs-

komponente (10% des Basisentgelts). 4 Die Summe der Anteile des Grundstückseigentümers 

an den Basisentgeltkomponenten ergibt das jährliche Nutzungsentgelt. Die Vertragslaufzeit 

ist 30 Jahre (ab Unterschrift), die Nutzerin darf den Vertrag zweimal um jeweils bis zu 5 Jahre 

verlängern. Eine Rückbau- und Wiederaufforstungsverpflichtung durch die Nutzerin ist im 

Vertrag enthalten (Waldflächen im Besitz der Gemeinde sind nicht betroffen). Zusätzlich 

wurde vereinbart, dass die freiwillige Zahlung laut § 6 EEG (0,2 Cent/ Kilowattstunde) ge-

leistet wird. Dies betrifft einen Radius von 2,5 km um die jeweilige WEA. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat stimmt dem Nutzungsvertrag wie vorgestellt zu. 

Abstimmung: 

Ja-Stimmen: 13 Nein-Stimmen: - Enthaltung: - 

Ergebnis: Einstimmig angenommen 

 

 

TOP  8 Anfragen und Anregungen a) der Gemeinderäte und b) der Bürgerschaft 

 

a) Gemeinderäte:  

1. 30er Zone Poppenhäuser Berg 

Einzelne Gemeinderäte weisen darauf hin, dass die Beschilderung am Poppenhäuser Berg 

für manche Fahrer nicht verständlich sei. Bürgermeister Wessels weist darauf hin, dass 

die Beschilderung wie angeordnet erfolgt ist.  

2. Stand Genehmigung Steinbruch Bumm 

Der Steinbruch wurde durch das Landratsamt Main-Tauber-Kreis genehmigt. Dies erfolgt 

jedoch unter hohen Auflagen.  

3. Nutzung des Panoramawegs 

Grundsätzlich ist der Panoramaweg ein landwirtschaftlicher Weg. Seitens des Gremiums 

wird angeregt, die Nutzung zu ändern und eine Verkehrsschau zu beantragen.  

 

 

Ende des öffentlichen Sitzungsteils: 20.33 Uhr. 


